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kompakt
Liebe Leserin, lieber Leser,

➔  Einkommensteuer……………………………………

*Erklärungen siehe Seite 4

Termine Dezember 2019*

Umsatzsteuer4            	10 . 12. 2019     13. 12. 2019	  6. 12.  2019

Sozialversicherung5	 23. 12. 2019		   entfällt	   entfällt

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Diie Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.	

Kapitalertragsteuer	
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer	 10. 12. 2019		 13. 12. 2019	 6. 12. 2019
Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer	 10. 12. 2019		 13. 12. 2019	 6. 12. 2019
Solidaritätszuschlag

Lohnsteuer	 10. 12. 2019		 13. 12. 2019	 6. 12. 2019
Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag3

 Steuerart	    Fälligkeit     Ende der Schonfrist bei Zahlung 
		                        durch Überweisung1	   Scheck2

die Klimadiskussion hat erste Auswirkungen auch auf das Steu-
errecht. Der Beschluss des Klimakabinetts führt zu zusätzlichen 
Belastungen für den Bürger. Los geht es mit einer stufenweisen 
Erhöhung für CO2 pro Tonne. Heizen, Autofahren und Fliegen 
werden also teurer. Im Gegenzug soll die Pendlerpauschale von
30 Cent auf 35 Cent erhöht werden – aber erst ab dem            
21. Kilometer. Für einen Pendler, der 25 km zur Arbeit 
fährt, sind das weniger als 20 € Ersparnis pro Jahr! In einem 
Interview sprach ein Abgeordneter aus dem grünen Lager 
von „einem Anreiz, möglichst weite Distanzen zu fahren“. 
Begründung: wenn man den Benzinpreis um drei Cent er-
höht, die Pendlerpauschale aber um fünf, dann lohnt es sich 
eher, mit dem Auto zu fahren als mit der Bahn. Leider weiß 
er nicht, die Entfernungspauschale gibt es unabhängig vom 
genutzten Verkehrsmittel. Zudem bedeuten 5 Cent/km mehr 
an Pendlerpauschale nicht 5 Cent/km mehr in der Tasche.
Für das Weltklima bringt dies natürlich nichts. Dazu ist 
Deutschland zu unbedeutend. Und dass Deutschland eine 
Vorbildfunktion für andere Staaten sein wird? Kaum anzuneh-
men. Der Eindruck entsteht, dass die Regierung schlichtweg 
neue Quellen erschließen muss, um ihr hohes Niveau an 
Steuereinnahmen im Hinblick auf u. a. die schwächelnde 
Konjunktur oder die weitgehende Abschaffung des Solida-
ritätszuschlages halten zu können. Dafür kam die durch die 
Umweltaktivisten verursachte Klimadiskussion genau zur rech-
ten Zeit. Und ob und wie die Steuereinnahmen dafür ernsthaft 
verwendet werden, wird sich zeigen, oder auch nicht. 

Viele Unternehmen lassen das Jahresende mit einer festlichen 
Weihnachtsfeier ausklingen. Gut, dass bis zu zwei Betriebsver-
anstaltungen pro Jahr für Mitarbeiter steuer  und sozialversi-
cherungsfrei ausgerichtet werden können. Dies gilt, soweit die 
Kosten für die Feierlichkeiten den Betrag von 110 € je Betriebsver-
anstaltung und teilnehmenden Arbeitnehmer nicht übersteigen. 
Es handelt sich hierbei um einen Freibetrag. Wird die Wertgrenze 
überschritten, muss folglich nur der übersteigende Betrag ver-
steuert werden. Darüber hinaus ist Folgendes zu beachten:

Worauf Sie achten sollten

n	Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, wenn es sich um eine 
Veranstaltung auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem 
Charakter handelt, z. B. Betriebsausflüge oder Weihnachtsfeiern.

n	Die Veranstaltung muss allen Angehörigen des Betriebs, eines 
Teilbetriebs oder einer in sich geschlossenen betrieblichen 
Organisationseinheit (z. B. einer Abteilung) zugänglich sein.

n	Zuwendungen im Rahmen einer Betriebsveranstaltung sind alle 
Aufwendungen des Arbeitgebers inklusive Umsatzsteuer. Es 
spielt keine Rolle, ob die Aufwendungen einzelnen Arbeitneh-
mern individuell zurechenbar sind oder es sich um einen rechne-
rischen Anteil an den Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, 
die der Arbeitgeber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen 
der Betriebsveranstaltung aufwendet (z. B. Raummieten oder 
Kosten für einen Eventplaner; auch Kosten für Begleitpersonen 
des Mitarbeiters müssen berücksichtigt werden).

n	Soweit solche Zuwendungen den Betrag von 110 € je Be-
triebsveranstaltung und teilnehmenden Arbeitnehmer nicht 
übersteigen, bleiben sie beim Arbeitnehmer steuerlich unbe-
rücksichtigt.

n	Übersteigen die Kosten je Betriebsveranstaltung den Freibetrag 
von 110 € und/oder nimmt ein Arbeitnehmer an mehr als zwei 
Betriebsveranstaltungen teil, sind die insoweit anfallenden 
zusätzlichen Kosten steuerpflichtig.

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal mit 25  % 
versteuern. Voraussetzung hierfür ist, dass die Veranstaltung 
allen Arbeitnehmern offensteht. Etwaige Geldgeschenke, die 
zwar im Rahmen einer Betriebsveranstaltung gemacht werden, 
aber kein zweckgebundenes Zehrgeld sind, unterliegen nicht der 
Pauschalierungsmöglichkeit.

Hinweis: Nach einem Urteil des Finanzgerichts Köln gehen Ab-
sagen zur Weihnachtsfeier steuerlich nicht zulasten der feiernden 
Kollegen. Das abschließende Urteil des Bundesfinanzhofs steht 
noch aus.

CO2
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Das Jahresende naht. Die Zeit der Geschenke - auch an Geschäfts-
freunde. Um die Aufwendungen als Betriebsausgaben geltend 
machen zu können, sind insbesondere nachfolgende Punkte zu 
beachten:
n 	Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu einem Wert von 

35 € netto pro Jahr und pro Empfänger abzugsfähig.
n 	Die nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versicherungsvertretern, 

Ärzten) ist in die Ermittlung der Wertgrenze einzubeziehen. In 
diesen Fällen darf der Bruttobetrag (inklusive Umsatzsteuer) nicht 
mehr als 35 € betragen.

n 	Es muss eine Rechnung vorliegen. Der Schenker muss auf dieser 
den Namen des Empfängers vermerken. Bei Rechnungen mit 
vielen Positionen sollte eine gesonderte Geschenkeliste mit den 
Empfängernamen sowie der Art und der Betragshöhe des Ge-
schenks gefertigt werden.

n 	Schließlich müssen die Aufwendungen auf ein separates Konto, 
z. B. „Geschenke an Geschäftsfreunde“, getrennt von allen an-
deren Betriebsausgaben, gebucht werden.

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke pro Person und 
pro Wirtschaftsjahr den Betrag von 35 € oder werden die formellen 
Voraussetzungen nicht beachtet, sind die Geschenke an diese Per-
sonen insgesamt nicht abzugsfähig.
Unternehmer haben bei betrieblich veranlassten Sachzuwendungen 
und Geschenken die Möglichkeit, eine Pauschalsteuer von 30 % zzgl. 
Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer zu leisten. In diesem Fall stellt 
die Übernahme der pauschalen Einkommensteuer nach Auffassung 
des Bundesfinanzhofs ein weiteres Geschenk dar. Übersteigt der 
Wert des Geschenks selbst bzw. zusammen mit der übernommenen 
Pauschalsteuer den Betrag von 35 €, unterliegt auch die pauschale 
Einkommensteuer dem Abzugsverbot. Die Finanzverwaltung hat in-
des mitgeteilt, dass sie die übernommene Steuer bei der Prüfung der 
Freigrenze aus Vereinfachungsgründen weiterhin nicht einbezieht.
Die Pauschalierung ist ausgeschlossen, soweit die Aufwendun-
gen je Empfänger und Wirtschaftsjahr oder je Einzelzuwendung 
10.000 € übersteigen. Die Zuwendungen sind dennoch weiterhin 
aufzuzeichnen.
Überdies ist u. a. Folgendes zu beachten:
n 	Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwendung der Pauscha-

lierung der Einkommensteuer für alle innerhalb eines Wirt-
schaftsjahrs gewährten Zuwendungen einheitlich auszuüben. 
Es ist jedoch zulässig, die Pauschalierung jeweils gesondert für 
Zuwendungen an Dritte (z. B. Geschäftsfreunde und deren Ar-
beitnehmer) und an eigene Arbeitnehmer anzuwenden.

n 	Sachzuwendungen bis 10  € (sog.  Streuwerbeartikel) müssen 
nach Auffassung der Finanzverwaltung nicht in die Bemes-
sungsgrundlage der Pauschalierung einbezogen werden. Der 
Bundesfinanzhof sieht dies anders.

n 	Auch bloße Aufmerksamkeiten (Sachzuwendungen aus Anlass 
eines besonderen persönlichen Ereignisses, wie Geburtstag bzw. 
Jubiläum) sind keine Geschenke und gehören daher nicht zur 
Bemessungsgrundlage. Das gilt, sofern der Wert der Aufmerk-
samkeit 60 € (inklusive Umsatzsteuer) nicht übersteigt.

Der Unternehmer hat den Zuwendungsempfänger darüber zu infor-
mieren, dass er die Pauschalierung anwendet. Eine besondere Form 
ist hierfür nicht vorgeschrieben. Als Folge der Pauschalversteuerung 
durch den Zuwendenden muss der Empfänger die Zuwendung nicht 
versteuern. Da die Vorschriften äußerst komplex sind, empfiehlt sich 
die Unterstützung durch einen Steuerberater.

Ein Unternehmer kann die gesetzlich geschuldete Steuer 
für Lieferungen oder sonstige Leistungen, die von anderen 
Unternehmern für sein Unternehmen ausgeführt worden 
sind, als Vorsteuer abziehen. Die Leistung muss tatsächlich 
bewirkt werden und der Unternehmer muss eine ordnungs-
gemäße Rechnung besitzen.
Der Unternehmer hat bei offensichtlichen Zweifeln sach-
dienliche Auskünfte über seine Lieferanten einzuholen. Er 
trägt die Feststellungslast dafür, dass Rechnungsaussteller 
und leistender Unternehmer identisch sind und keine 
Scheinlieferung vorliegt.

Die Vorsteuerabzugsmöglichkeit entfällt, wenn der Un-
ternehmer wusste oder hätte wissen müssen, dass er mit 
dem Erwerb in eine Umsatzsteuerhinterziehung einbezogen 
wurde. Ob derartige Umstände vorliegen, haben die Finanz-
behörden nachzuweisen.

Der Bundesfinanzhof muss womöglich 
abschließend entscheiden.

(Quelle: 
Urteil des Finanzgerichts Münster)

Geschenke an Geschäftsfreunde
Achtung Stolperfallen

➔  Einkommensteuer………………………………………………

Kleinunternehmer
Umsatzgrenze bei Differenzbesteuerung
Kleinunternehmer brauchen ihre Umsätze nicht der Um-
satzsteuer zu unterwerfen. Kleinunternehmer ist, dessen 
Umsatz im vorangegangenen Kalenderjahr 17.500 € nicht 
überstiegen hat und im laufenden Kalenderjahr voraussicht-
lich 50.000 € nicht übersteigen wird.
Wiederverkäufer, die z.  B. Waren von Privatpersonen 
kaufen, können als steuerpflichtigen Umsatz die Differenz 
zwischen Verkaufspreis und Einkaufspreis, die Handels-
spanne, ansetzen (sog. Differenzbesteuerung).
Der Gerichtshof der Europäischen Union hat auf Vorlage 
des Bundesfinanzhofs entschieden, dass zur Ermittlung 
der Kleinunternehmergrenze die Umsätze mit den vom 
Unternehmer vereinnahmten oder zu vereinnahmenden 
Beträgen, also dem vollen Kaufpreis, und nicht nur mit der 
Handelsspanne anzusetzen sind. Dies ergibt sich aus den 
unionsrechtlichen Vorgaben.

➔  Umsatzsteuer……………………………………………

Vorsteuerabzug
Voraussetzungen prüfen
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Ein Erstattungsüberhang aus zurückgezahlter Kirchensteu-
er kann nicht mit Verlustvorträgen ausgeglichen werden. 
Ein solcher Überhang ist als Einkommen zu versteuern.
Kirchensteuern mindern als Sonderausgaben den in einem 
ersten Schritt ermittelten Gesamtbetrag der Einkünfte. Sind 
die Erstattungen von in Vorjahren gezahlter Kirchensteuer 
höher als die im laufenden Jahr gezahlten Beträge, ergibt 
sich ein sog. Erstattungsüberhang. Dieser Erstattungsüber-
hang führt seit 2012 zu einem sog. Hinzurechnungsbetrag. 
Der Kirchensteuererstattungsüberhang ist als negative 
Sonderausgabe zu berücksichtigen. Dadurch kann es 
zu einer Einkommensteuerschuld kommen, obwohl der 
Gesamtbetrag der Einkünfte nach Verlustausgleich 0,00 € 
beträgt. Dies ist auch dann der Fall, wenn sich die erstatte-
ten Kirchensteuern im Zahlungsjahr nicht steuermindernd 
ausgewirkt haben.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Erträge aus vor dem 1.  Januar  2005 abgeschlossenen 
Lebensversicherungsverträgen wurden zunächst nicht 
besteuert, sondern lediglich der Zufluss von Zinsen. Steu-
erpflicht entstand jedoch für die Erträge, bei denen der 
Lebensversicherungsvertrag von der Versicherungsgesell-
schaft vor Ablauf von zwölf Jahren zurückgekauft wurde. 
Durch eine Gesetzesänderung ist die Veräußerung von 
Versicherungsverträgen nach dem 31.  Dezember  2008 
dem Rückkauf gleichgesetzt worden.
Ein Steuerpflichtiger verkaufte 2012 einen Lebensversi-
cherungsvertrag, den er 2002 abgeschlossen hatte. Das 
Finanzamt besteuerte die Erträge aus dem Vertrag. Da-
gegen wehrte sich der Steuerpflichtige. Er argumentierte, 
dass die bis zum 31. Dezember 2004 entstandenen Erträge 
steuerfrei geblieben wären, hätte er den Vertrag bis dahin 
veräußert. Eine spätere Gesetzesänderung führe zu einer 
steuerlich unzulässigen rückwirkenden Besteuerung.
Dem widersprach das Finanzgericht Münster. Die Gesetzes-
änderung ist rechtmäßig. Die Erträge sind steuerpflichtig.

Veräußerung 
der Lebensversicherung
Ertrag ist steuerpflichtig
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Kirchensteuer
Mehr erstattet als gezahlt?

Verlustrücktrag
Beschränkung beziffern?
Negative Einkünfte, die bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der 
Einkünfte nicht ausgeglichen werden können, sind bis zu einer be-
stimmten Höhe von Amts wegen vom Gesamtbetrag der Einkünfte 
des Vorjahrs abzuziehen und können dort zu Steuererstattungen 
führen (sog.  Verlustrücktrag). Der Steuerpflichtige kann den Ver-
lustrücktrag betragsmäßig beschränken, sodass er nur teilweise oder 
gar nicht vorgenommen wird. Dies ist von Vorteil, weil sich dann im 
Vorjahr bspw. Sonderausgaben und der Grundfreibetrag noch steu-
ermindernd auswirken, ohne dass der Verlustrücktrag in Anspruch 
genommen wird. Ein nicht in Anspruch genommener Verlustrücktrag 
kann als Verlustvortrag in künftigen Veranlagungszeiträumen vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte abgezogen werden.
In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall hatte ein Steu-
erpflichtiger die Beschränkung des Verlustrücktrags nicht genau 
beziffert, sondern lediglich beantragt, ihn nur in der Höhe zu be-
rücksichtigen, die zu einer Einkommensteuerfestsetzung des Vorjahrs 
von 0 € führt. Der Bundesfinanzhof entschied, dass dieser Antrag 
ausreichend ist, weil er einer rechtschutzgewährenden Auslegung 
zugänglich ist. Im Urteilsfall waren die Einkünfte des Vorjahrs wegen 
eines anhängigen Rechtsbehelfs nicht endgültig bekannt, sodass dem 
Steuerpflichtigen eine bezifferte Beschränkung des Verlustrücktrags 
nicht möglich war.

➔  Einkommensteuer………………………………………………

Doppelte Haushaltsführung
Nachträgliche Mietkosten

KOSTEN

Arbeitnehmer können die notwendigen Mehraufwendungen, die 
ihnen aufgrund einer beruflich veranlassten doppelten Haushalts-
führung entstehen, als Werbungskosten ansetzen. Eine doppelte 
Haushaltsführung liegt vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb des 
Orts seiner ersten Tätigkeitsstätte einen eigenen Hausstand unter-
hält und am Ort dieser Tätigkeitsstätte wohnt. Das Vorliegen eines 
eigenen Hausstands setzt das Innehaben einer Wohnung sowie die 
finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensführung voraus.
Angesetzt werden können u. a. die tatsächlichen Aufwendungen 
für die Nutzung der Unterkunft am Beschäftigungsort, höchstens 
1.000 € im Monat bei einer inländischen Wohnung. Zu den Aufwen-
dungen zählen insbesondere Miete und Nebenkosten, Absetzung 
für Abnutzung für Einrichtungsgegenstände, laufende Reinigung 
und Pflege, Zweitwohnungsteuer, Miete für Kfz-Stellplätze und 
Aufwendungen für die Gartennutzung.
Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass die Miete für eine 
ursprünglich für eine doppelte Haushaltsführung genutzte Wohnung 
nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses für die Dauer der Suche 
nach einem neuen Arbeitsplatz als vorweggenommene Werbungs-
kosten abgezogen werden kann.
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Ich hab Dich geliebt und im Herzen getragen.
Nun bist du verrutscht und liegst mir im Magen.

1	Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteuer-
anmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 
des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder 
Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 
werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts 
am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass 

die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des 
Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt 
werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat.
4	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristver-

längerung für den vorletzten Monat.
5	Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 

am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abga-

betermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei 
Arbeitstage vor Fälligkeit (d.  h. am 19.12.2019, 
0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erle-
digt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn 
Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. 

	 Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf   
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen 
fällt.

Ein Sohn wurde nach dem Ableben seines Vaters Alleineigen-
tümer des u.  a. zum Nachlass gehörenden bisher vollständig 
selbst genutzten Zweifamilienhauses. Er beantragte im Zuge der 
Erbschaftsteuerfestsetzung die Steuerbefreiung für den Erwerb 
der Immobilie. Das Finanzamt versagte die Befreiung, da der 
Sohn das Haus nicht unverzüglich zur Selbstnutzung für eigene 
Wohnzwecke bestimmt habe.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Sichtweise des Finanzamts 
und entschied, dass der Erwerb des Zweifamilienhauses nicht 
steuerbefreit ist. Voraussetzung für eine solche Steuerbefreiung 
ist u. a., dass das erworbene Haus beim Erwerber unverzüglich, 
d. h. ohne schuldhaftes Zögern, zur Selbstnutzung zu eigenen 
Wohnzwecken bestimmt ist (Familienheim). Angemessen hierfür 
ist in der Regel ein Zeitraum von sechs Monaten nach dem Erbfall. 
Zieht der Erwerber innerhalb dieses Zeitraums in das Haus ein, 
kann regelmäßig davon ausgegangen werden, dass eine unver-
zügliche Bestimmung zur Selbstnutzung als Familienheim vorliegt.
Im entschiedenen Fall hatte der Sohn erst mehr als zwei Jahre 
nach dem Todesfall und mehr als sechs Monate nach der Eintra-
gung im Grundbuch Angebote von Handwerkern eingeholt und 
mit der Renovierung begonnen. Da er zudem nicht dargelegt und 
glaubhaft gemacht hatte, dass er diese Verzögerung nicht zu 
vertreten hatte, war keine Steuerbefreiung zu gewähren.

Bei der Erbschaftsteuer unterliegt nicht der Nachlass als solches, 
sondern die jeweils beim Erwerber eingetretene Bereicherung der 
Besteuerung. Deshalb sind als Erblasserschulden die Verbindlich-
keiten abzugsfähig, die schon zu Lebzeiten des Erblassers ent-
standen waren und zum Zeitpunkt des Erbfalls noch bestanden.
Das Finanzgericht BadenWürttemberg hat entschieden, dass vom 
Erben für die nachträgliche Erstellung berichtigter Einkommen-
steuererklärungen (des Erblassers) gezahlte Steuerberatungskos-
ten als Nachlassverbindlichkeiten den Wert des Nachlasses und 
somit die Erbschaftsteuer minderten.
Kosten für die Räumung einer hinterlassenen Eigentumswoh-
nung des Erblassers seien nach diesem Urteil dagegen nicht 
abzugsfähig. Im Urteilsfall habe der Erblasser die Räumung der 
Wohnung nicht selbst beauftragt. Deshalb sei zum Todestag die 
Erbmasse nicht mit einer durch den Erblasser eingegangenen 
Verpflichtung belastet.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Die bestandskräftige Steuerfestsetzung eines Arbeitnehmers kann 
geändert werden, wenn erst nachträglich bekannt wird, dass der 
Arbeitgeber ihm kostenlose Mahlzeiten gewährt hat.
Ein an Bord eines Schiffs tätiger Kapitän erhielt während 
seiner Einsätze kostenlose Verpflegung an Bord. Der Kapitän 
machte Verpflegungsmehraufwendungen als Werbungskosten 
ohne Kürzungsbeträge geltend. Das Finanzamt veranlagte 
erklärungsgemäß.
Nach Bestandskraft des Bescheids wurde durch eine Kon-
trollmitteilung bekannt, dass der Kapitän unentgeltlich durch den 
Arbeitgeber verpflegt wurde. Das Finanzamt änderte daraufhin 
den Bescheid wegen des nachträglichen Bekanntwerdens 
neuer Tatsachen. Das Finanzgericht Bremen hat sich dieser 
Auffassung mit der Begründung angeschlossen, dass der Kapitän 
seiner Mitwirkungspflicht nicht nachgekommen sei. Er hätte 
entsprechende Angaben in der Steuererklärung machen müssen.
Damit das Finanzamt erkennen kann, ob der Arbeitgeber 
Zuschüsse zu den Verpflegungsaufwendungen geleistet hat, 
muss der Arbeitgeber seit 1. Januar 2019 hierzu Daten mit der 
elektronischen Lohnsteuerbescheinigung an das zuständige 
Finanzamt des Arbeitnehmers übermitteln.
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Steuerbefreiung für Familienheim
Frist für Einzug beachten

Erbschaftsteuer

➔  Erbschaftsteuer ………………………………………………

Nachlassverbindlichkeiten
Steuerberatungs- und Räumungskosten

Nachträglich bekannt gewordene 
Tatsachen
Änderung des Steuerbescheids?


